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Budgotberatungcn im städtischen Haushaltaus s chupp.

Dar Haushaltausschuss der Wiener Bürgerschaft begann Donnerstag

abend unter dem Vorsitze des Bürgermeisters Richard Schmitz und des Vize¬

bürgermei st ers Lahr mit der Beratung des Voranschlages der Stadt Wien und

der Wirtschaftspläne der städtischen Unternehmungen für aas Jahr 193Ö > ctes

Rechnungsabschlusses der Staat Wien und der Bilanzen der städtischen Unter¬

nehmungen für das Jahr 1936 sowie des Berichtes des Rechnungshofes und des

Kontrollamtes zum Rechnungsabschluss und zu den Bilanzen der stäatisehen

Unternehmungen.
Der stellvertretende Leiter des Finanzamtes S © natsrat Dp. Leppa

leitete die Verhandlungen mit einer Darstellung der einzelnen Posten und

ansätze des Kapitels iSFinanzamt " sowie mit einer Besprechung der Berichte

des Rechnungshofes und aes Kontrrllamtes ein,worauf zugleich mit der Spe¬

zialdebatte über dieses Kapitel die Generaldebatte abgeführt wurde,an der

sich fast alle Mitglieder des Ausschusses beteiligten.

Frau Rat Dr. Motzko erklärte , dass das Verwaltungs j ahr 193 ^ ^ r

die Arbeitsbeschaffung kein besonders günstiges Jahr war , was auch in der

Bewegung der Fürsorge zum Ausdruck kommt , obwohl anerkannt werden muss , dass

die Stadtverwaltung die allergrösstem Anstrengungen gemacht hat , um die

Arbeitsbeschaffung vorv/ärts zu treiben . Als Mitglied der Abgabenberufungs¬

kommission kann sie mit Freuae feststellen , dass die Arbeiten dieser Kommis*

sion jetzt ohne Verzögerung vor sich gehen und auch die alten Rückstände

bereits vollkommen aufgearbeitet sind . Die Rednerin spricht sodann zur Miot¬

aufwandsteuer und Fürsorgeabgabe und ersucht hinsichtlich der Mietaufwand-

stouor tan Aenuerung der Bemessungsgrunülago für die im alten Familien-

besitz stehenden Objekte in den Randbezirken , die heute mit Rücksicht auf

die Höhe der Abgabe nur unter den grössten Opfern selbst benützt und schwor

verkauft werden können,ferner hinsichtlich der Fürsdrgeabgabo um Entgegen-
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kommen dos Abgabonamtes , wenn es nm W -i rvr >i nh -hnncfüH rein

Art handelt.
Rat Ing,Petravic bespricht ausführlich die Bedeutung des

öffentlichen Haushaltes für die Wirtschaft . Die Ucberprüfung des Haushaltes

der Stadt Wien ergibt klar und deutlich dessen Sauberkeit und Ordnung,wofür

dem Bürgermeister wie aor gesamten Stadtverwaltung Dank und Anerkennung

gebührt . Der Redner untersucht dann die Gebarung der Stadt Wien hinsichtlich

der Arbeitsbeschaffung vom wirtschaftlichen Standpunkte aus und kommt zur

Feststellung , dass die Stadt Wien auf dem Gebiete der Arbeitsbeschaffung

wirklich Hervorragendes und Bedeutendes geleistet hat,Die Stadt Wien hat

In den Jahren 1935 und 1936 sowie entsprechend den Ansätzen des Voranschla¬

ges für 1937 ein Wiliosslich der Instandhaltungsaufwondungen der städtischen

Unternehmungen nicht weniger als 479 Millionen Schilling für die Arbeitsbe¬

schaffung aufgowondot,wobei neben der effektiven Finanzierung die Ueber-

schüsse der laufenden Gebarung zur Deckung der Arbeitsbeschaffung herange¬

zogen wurden . Dabe ^ muss mit allem liachdruck festgestellt werden,dass trotz

dem enormen Aufwand für die Arbeitsbeschaffung die Verschuldung der Staat

nicht im gleichen Ausmass gestiegen ist * Das Endergebnis dieser Betrachtungen

ist , dass die Finanzgebarung der Stadt Wien in jeder Hinsicht der strengsten

Beurteilung vollkommen entspricht . Der Redner erörtert sodann im Besonderen

die Lage der Wiener Industrie und hebt hervor , dass die Ausnützung deren

Kapazität im Grossen und Ganzen - n « ch sehr unbefriedigend ist . Trotz dem

unerhört hohen Aufwand der Stadt Wien von 479 Millionen Schilling für die

Arbeitsbeschaffung ist die Beschäftigung der Wiener Industrie noch immer
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bei weitem unzureichend . Die au ? diesem Missverhältnis sich ergebenden

Probleme bedürfen einer sorgsamen Behandlung in aen zuständigem Körper¬

schaften , Der Redner erörtert im Einzelnen die Frage der Rational ! sicrung,

die Uoberstundonleistungen und die aor Industrie zugeschricbeno Abneigung

gegen Ncucinstellungen und Heranziehung eines ordentlichen ^ - rbcitcrnach -

Wuchses und kommt zu dom Schlüsse , dass die Unmöglichkeit der Ausnutzung

der vollen Kapazität nicht der Wirtschaft zur Last geschrieben werden kann.

: ble österreichische industrielle Wirtschaft hängt im Wesentlichen vom * Ex¬

port ab,was im Verein mit der vorhaltnismässig geringen Beteiligung des

Binnenmarktes bei der Abnahme von Industrieprodukten die Ursache der nicht

ausgonützten Kapazität der Industrie ist . Die Industrie braucht daher Wirt¬

schaft sbolebondo Arbeit saufträge,wie solche von der Stadt Wien vergeben

werden,die ohne Uoboranspannung und ohne Aufblähung des Finanzapparates

sowie ohne übermässige Verschuldung von 1955 einschliesslich der Vor-

anschlagsansätzo 1958 eine Aufwandwirtschaft im Sinne der ArbeitsboSchaf¬

fung in der Höhe von 61+9 Millionen Schilling aufweist.

Der Redner beschäftigt , sich weiter mit der Finanzlage der Stadt

Wien und stellt fest , dass die Einnahmen an Steuern und Abgaben von

Millionen Schilling im Jahre 1930 auf 192 Millionen Schilling gesunken

sind ; er hobt hervor , dass mit Rücksicht darauf die Wirtschaft nicht ver¬

langen wird , die Säulen der Finanzen,die Mictaufwandstcuer und die Fürsorge¬

abgabe fallen zu lassen , wohl aber den Wunsch vorbringt,die Härten der bei¬

den Abgaben im Interesse aer Wirtschaft zu mildern . Der Redner bezeichnet

als eine besonders drückende Härte aer Fürsorgeabgabe die Möglichkeit der

Steuerbehörde , die Uachbemessung innerhalb von dreissig Jahren vornehmen zu

können,Die Veranlagung der Fürsorgeabgabe ist mitunter derart schwierig,

dass es oft nicht möglich ist , sie geordnet oinzubekonnon . Der Steuerträger

kommt in vielen Fällen selbst auf Unrichtigkeiten , doch ist es ihm unmöglich,

die Fassion richtzustellen . Die oberösterreichische Landesregierung hat

# jetzt die Hachborn © ssungsfrist auf zwölf Monate beschränkt und Redner ersucht,

sich auch in Wien diesem Schritt anzuschliessen . Bei der Besprechung der Haus¬

groschenabgabe bemängelt Ing . Pctravic,dass sie auch für Objekte - .vorgeschrio-

ben wird , die von der Mictaufwandstcuer befreit sind . Die Hausgr .oschcnabgabe

ist eine Zwecksteuer zur Deckung des Polizoiaufwandos und des Wehrbcitra-

gos . Sic - hat im Jahre 1936 rund 13 * 8 Millionen Schilling ergeben , während

sie im Voranschlag für 1938 wieder mit dem Erfordernis für den Polizeiauf¬

wand und den Wohrbeitrag mit 12 Millionen Schilling eingestellt ist « Diese

Art der Veranschlagung lässt wohl die Anlage von Reserven vermuten . Zum

Schlüsse dankt der Redner dem Bürgermeister und der Stadtverwaltung für die

zielbewusste Führung unü für die Opfer , aio Wien für die Arbeitsbeschaffung

geleistet hat,una ersucht um entgegenkommende Behandlung der Wünsche der

Industrie.
Rat Dr, Fogla r- Deln hards tein erklärt , dass der Kampf gegen die

Arbeitslosigkeit von der offene liehen Hane , entweder durch direkte Arbcits_

Vergebung oder durch Förderung 1 er Privatwirtschaft geführt worden kann*

Letzteres bedeutet Senkung der Steuern und damit der Produktionskosten . Beide

Woge kann die öffentliche Hand jedoch nicht gleichzeitig cinschAgon und

daraus ergibt sich die Frage , welchen Wog die öffentliche Hand nehmen soll.

Redner gibt der Meinung Ausdruck , dass die Arbeitsbeschaffung durch die

öffentliche Hand wohl von optischer Wirkung ist , die Förderung der Privatwirt¬

schaft aber das eine für sich hat , dass zunächst keine Schulden gemacht
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worden müssen und die Arbeitslosigkcit - auf natürlichem Woge bekämpft wird.

Nach , inem Hinwein auf den Vortrag den Altbundcnkanzlern Dr . Endor über

die Finanzgebarung den Bunden hobt er hervor , dann die Stadt Wien wirklich

wertvolle Steuerermäßigungen zu richtiger Zeit und an richtiger Stelle

vorgonommen hat . Dr . Endor nicht eine etwan düntcre Zukunft vor sich . Wir fol¬

gen ihm darin nicht , sondern glauben vielmehr , dann wir unn auch jetzt mit

der Frage von Steuerormässigungen beschäftigen können . Redner empfiehlt hiufc

insbesondere Erwägungen hinsichtlich Fürsorgeabgabo,Mietaufwandnteuer und

Haungroschonabgabo.
Rat Ing. Gross spricht sich für das Fallenlasson der Pürsorgcab-

gabo für Lehrlinge aus und hält die Bodenwertabgabo für verbaut - n Grund

für reformbedürftig . Zum Zwecke der Belebung der Bauwirtschaft wäre cs auch

notwendig , den Assaniorungnfondn und acn Haunroparaturfonds höher zu dotie¬

ren ; die Anliogerbeiträge und Anschlussgobührcn vor allem für Ein - und Zwei¬

familienhäuser sollen ermässigt worden.

Rat Dr . Ing. Hongl achlicsst sich den Ausführungen der Frau Rat

Dr . Motzko betreffend Ermässigung der Bern ossungsgrundläge für parifizior-

to Objekte an und drückt den Wunsch aus , die Hauseigentümer auf die ihnen

auf Grund den Miotaufwandsteuorgesetzen erwachsenden Haftungen durch perio¬

dische Publikationen aufmerksam zu machen.

Rat Ing . Her mann gibt seiner besonderen Genugtuung Ausdruck ;,

dass nunmehr die Hochbautätigkeit verstärkt wird und auch die Wünsche der

technischen Korporationen , wie Novellierung der Bauordnung , Schaffung d - r

Baukreditbank usw . , bei der Stadtverwaltung voll ? Verständnis gefunden

haben.
Rat Effenberger beschäftigt sich zunächst mit der Pürsorgcab-

gabc und stellt fest , dass die Steuerreform 1951+ durch Einführung der Pau¬

schalierung der Fürsorgoabgabc für viele Unternehmungen bedeutende
^
Vorteile

gebracht hat . Immerhin aber leieon unter dieser Abgabo insbesonderc/Botricbo

der Industrie , dos Gewerbes und des Handels , die bei der Arbeitsbeschaffung

noch nicht zum Zuge gekommen sind . Er regt an , gerade für solche notleiden¬

de Betriebe die Pauschalierung der Fürsorgcabgabc oinzufuhron . Seine wei¬

teren Ausführungen beschäftigen sich eingehend mit der Lchrlingsfrage,wobei

er betont , dass die Meisterschaft nicht unwillig ist , aber die heute gel¬

tenden Gesetze die Lohrlingshaltung ungemein erschweren . Der Meister wird

z . 3 . heute angehalten , den Lehrling nur für gewisse Arbeiten heranzuzic-

hdn,was für die Gosamtausbildung dos Lehrlings von grossem Nachteil ist.

Der Redner beklagt den allgemeinen Konsumrückgang in Wien und betont in

diesem Zusammenhang, dass gegenüber 1954 Hie Zahl der Wiener beschäftigten

Bäckereiarbeiter bis jetzt um 950 zurückgegangen ist . Hiefür ist auch als

Ursache das Fehlen der Verzehrungssteuer anzusehen,die die Zufuhr von Fer-

tiggebäok aus der näheren und weiteren Umgebung Wiens verhindern würde . Der

Redner wünscht eine Mehrbeschäftigung aes Baugewerbes durch den Hausrepa¬

raturfonds und regt an,die ausländischen Wiener Hausbesitzer,die ihre Häu¬

ser nicht herrichton lassen wollen , dazu von Amts wogen zu verhalten.

Rat Rechberger beschäftigt sich mit der Fahrradabgabe und ver¬

weist darauf , dass das Land Niederösterreich die kürzlich eingeführte Fahr¬

radabgabe mit 5 Schilling festgesetzt hat,obwohl es für ein Strassennotz

von lii - . ooo Kilometer Länge zu sorgen hat . Wien steht mit 6 Schilling an aer

Spitze und es wäre äusserst wünschenswert , die Höhe der Wiener Fahrradabga-

bo der der anderen Bundesländer anzugloichen.
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Rat Diestler ist dor Meinung , da ? ? bei dar Lösung dar Lohr—

lingsfrage verschiedene soziale Einrichtungen hemmend wirken . Die Lehrlings¬

frage ist für die gesamte Volkswirtschaft von grosser Bedeutung und es ist

daher dringendst notwendig , bei den Meistern unct Unternehmern die Lust

zur Lehrlingshaltung wieder zu wecken . Um dies zu erreichen , müssen aber

gewisse Härten der sozialen Gesetzgebung beseitigt weruen.

Rat Graf verlangt , dass bei ArbeitsVergebungen durch die öffent¬

liche Hand nicht das billigste Offert herangezogen werden soll , sondern dor

Unternehmer , der die Gewähr dafür bietet , dass er die Arbeit ordnungsge¬

mäss ausführt . Zur Lehrlingsfrage erklärt der Redner , dass in erstor Linie

dor Tagenunterricht entfallen muss . Die Lehrzeit beträgt heute drei Jahre,

davon gehen aber fast anderthalb Jahre für Schule,Urlaub,Erkrankung und

dergl . auf.

Bürgermeister Richard Schmitz nimmt ebenfalls zur Lehrlings-

frage Stellung und erklärt , man müsse den Mut haben , aufzuzcigon , wie die

Dinge in Wirklichkeit liegen . Nicht die sozialen Lasten allein sind es , die

sich dor Lohrlingshaltung entgegenstollen , es hat auch die Lust nachge¬

lassen,Lehrlinge zu nehmen . Dies zeigt sich auch dann,dass sich die Falle

mehren , in denen für die Aufnahme eines Lehrlings von den Meistern oft

sehr hohe Geldbeträge verlangt werden . Das ist eine Tatsache , dio mannicht be¬

streiten kann . Wenn es aber so ist,dass der Mangel an Lchrßtollcn auf eine

psychologische Veränderung zurückzuführon ist , dann wird eines Tages dio

öffentliche Verwaltung in Ergänzung der Meist erlehrer subsidiäre Vorsorgen

treffen müssen . Diese Erkenntnis ist sehr ernst . Jeder von uns wünscht , dass

in der Moisterlehre wie in früheren Jahren genügend junge Leute Aufnahme

finden , um nicht nur dom Gewerbe,sondern auch der Industrie dio notwendi¬

ge Zahl junger Facharbeiter zu sichern . Leider ist es heute beklagenswerte

Tatsache , dass dio Facharbeiter zu fohlen beginnen , dass aber leider nur

zu viele Jugendliche keine Lehrstelle finden können . Der blosse Hinweis

auf gesetzliche Lasten führt am Problem selbst vorbei . Man muss es in seiner

Gänze sehen . Der Bürgermeister führte dann aus , dass die niedrigere Veran¬

schlagung einer Steuer für 1958 - gemessen am Erfolg des Jahres 193 & ~ lci -

äor noch lange nicht eine Reserve bedeute . Nicht nur 1936 , auch dio Erfahrun¬

gen von 1937 müssen mitborücksichtigt worden . Ein jeder Voranschlag wäre

schlecht erstellt , wenn aio bisherigen oft nur auf Zufälligkeiten beruhen¬

den Einnahmen restlos veranschlagt würden . In seinen weiteren Ausfuhrungen

erörtert dor Bürgermeister die Lage der österreichischen Wirtschaft in ihren

Beziehungen zur europäischen und zur Weltwirtschaft,

Senatsrat Dr. Lcppa antwortete in seinem/Schlusswort auf zahl¬

reiche Einzelheiten betreffend Fragen und Bemerkungen während dor Debatte.

Damit war die Generaldebatte und zugleich Spezialdobattc über das Kapital

u Finanzamt u beendet , dessen Ansätze einstimmig genehmigt wurden.
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